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Am 17. März 2012 jährte sich zum 150. Mal der

Geburtstag des Kaufmanns und Sozialreformers 

Silvio Gesell, der wegen seiner grundlegenden 

Vorschläge für die Verwirklichung einer freiheitlichen 

und gerechten, den Frieden fördernden Gesellschafts-

ordnung mehr Beachtung verdient, als ihm bisher im 

allgemeinen und in der Wissenschaft im besonderen

zuteil wurde. Aus diesem Anlass soll das vorliegende

Buch die Persönlichkeit Silvio Gesells vorstellen und

anhand einer Auswahl von Textpassagen aus seinen

Werken einen Einblick in seine sozialreformerische

Gedankenwelt vermitteln. 
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Gefährdung der Realwirtschaft

Die Finanzwirtschaft koppelt sich von der Real-
wirtschaft ab. Gesunde Firmen und Arbeitsplätze
sind gefährdet, falls sie nicht die Gewinnrate
bringen, die deren Kapitaleigner wegen finanz-
technisch überhöhter Erwartungen gerne hätten.

Mit den Arbeitsplätzen wird auch die soziale
Basis der Gesellschaft gefährdet. Denn in der
arbeitsteiligen Gesellschaft arbeitet jeder – rein
sachlich gesehen – nicht für sich, sondern für
andere Menschen. Vorausgesetzt, die Arbeit ist
produktiv und bedarfsgerecht. Solche Arbeit ist
eine „Wohltat“ für die Gesellschaft und immer
besser als Arbeitslosigkeit. Der Verlust von Ar-
beitsplätzen und zunehmende Arbeitslosigkeit
untergraben das Vertrauen in die Gesellschafts-
ordnung und belasten die Sozialkosten.

Sinnvoll wäre eine Betriebsform, deren Kapital
und Arbeitsplätze nicht dem willkürlichen Ver-
kauf unterliegen, sondern den reinen finanzwirt-
schaftlichen Zielen entzogen sind. Damit würde
die Realwirtschaft gestärkt. 

Die Stiftungs-Firma als neue, 
zusätzliche Unternehmensform

Als zusätzliche Unternehmensform füllt die
neue Stiftungs-Firma die Lücke zwischen den
bestehenden Kapitalgesellschaften und den ge-
meinnützigen Stiftungen. Eine Stiftungs-Firma 
in diesem Sinn ist eine GmbH, Genossenschaft
oder AG nach bisherigem Wirtschaftsrecht, je-
doch mit drei grundlegenden Besonderheiten:
a) die Gewinne der Stiftungs-Firma werden voll-
ständig in die Firma investiert und nicht an die
Kapitaleigner ausgeschüttet;
b) im Gegenzug wird die Stiftungs-Firma von der
Körperschaftssteuer (z.B.) befreit;
c) die Stiftungs-Firma kann durch Kauf, Verkauf

oder Fusion nur mit anderen Stiftungs-Firmen
dieser Form verbunden werden.

Im Übrigen agiert die Stiftungs-Firma auf dem
Markt wie eine Personen- oder Kapitalgesell-
schaft. Sie kann auch Kredite aufnehmen.

Mit der Stiftungs-Firma lassen sich folgende
Effekte erzielen:
- Firmengründungen und deren Startjahre werden
steuerlich erleichtert mit allen Vorteilen für jun-
ge Unternehmerinnen und Unternehmer. Im Ge-
genzug verzichten sie auf die Möglichkeit, den
Firmenwert später privat zu realisieren. Lediglich
die Kapitaleinlage kann zum Nominalwert ausge-
zahlt werden. Die laufenden Gehälter für die Ge-
schäftsführung sind marktgerecht möglich; eine
verdeckte Ausschüttung von Gewinnen wird je-
doch geprüft wie z.B. bei Insolvenzverfahren. 
- Die Stiftungs-Firma und ihre Arbeitsplätze wer-
den besser geschützt gegen „feindliche“ Über-
nahmen, die nur deshalb stattfänden, weil den
bisherigen Inhabern ein lukrativer Übernahme-
preis angeboten würde. Ein hoher Übernahme-
preis würde meist dazu führen, das eine Firma
sprunghaft produktiver sein müsste mit allen
Folgen für Rationalisierungen und Arbeitsplätze.
- Stiftungs-Firmen können in Nachfragesektoren
bestehen und sich entwickeln, die von Kapital-
gesellschaften aufgegeben werden. So können
inländische Arbeitsplätze in „Marktnischen“ er-
halten werden, solange eine ausreichende Nach-
frage besteht.
- Betriebsverlagerungen ins Ausland wird vorge-
beugt. Wieweit die neue Stiftungs-Firma EU-weit
eingeführt werden kann, ist noch zu bedenken.
- Unternehmerischen Personen, denen es mehr
auf ihre Produkte und Arbeitsprozesse ankommt
als auf die Gewinnausschüttung, bekommen ei-
nen angemessen Platz in der Wirtschaft und
Wertschätzung in der Gesellschaft.
- Die Stiftungs-Firmen arbeiten nachfrage- und
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marktgerecht, sind gleichzeitig jedoch stärker
arbeitsplatzorientiert.
- Stiftungs-Firmen unterliegen nicht in so gro-
ßem Maß den Gefährdungen beim Generatio-
nenwechsel der Eigentümer.
- Dem Steuerausfall für die Förderung der Stif-
tungs-Firmen steht die Entwicklung und Siche-
rung von Arbeitsplätzen gegenüber. Wie groß
diese Auswirkungen sind, wäre noch zu überprü-
fen.
- Die Einführung der Stiftungs-Firma wird für die
Gesamtwirtschaft ein allmählicher Prozess ohne
große Brüche sein, sodass die auftretenden Markt-
effekte, die Arbeitsplatzeffekte und die Steuer-
ausfälle beobachtet und bei Bedarf politisch
korrigiert werden können.

Was spricht gegen die Einführung der
„Stiftungs-Firma“?

Die Bedenken, das Konzept der Stiftungs-Fir-
ma sei zu idealistisch und die Wirtschaft werde
das Instrument nicht nutzen, dürfen ruhig be-
stehen. Die Praxis wird zeigen, welche Unter-
nehmerinnen und Unternehmer bereit sind, sich
diese Betriebsform zu eigen zu machen, sei es
wegen der Steuervorteile, sei es wegen der
gesellschaftlich wünschenswerten Effekte.

Der Vorwurf, das Konzept der Stiftungs-Firma
sei zu sozialistisch, verkennt, dass die unterneh-
merische Initiative nicht gegängelt wird. Eine
Stiftungs-Firma ist keine verstaatlichte Firma.
Die Geschäftsleitung erhält ein der Betriebs-
größe angemessenes, marktübliches Gehalt und
ist eigenverantwortlich. Eine Firma als Stiftungs-
Firma zu gründen ist völlig freiwillig.

Da die Stiftungs-Firma nur steuerlich geför-
dert wird, dürfte das EU-Recht nicht entgegen-
stehen. Gleichwohl wäre es sinnvoll, auch in
anderen Staaten diese Betriebsform zu fördern. 

Bedenken, dass die Stiftungs-Firma gegen den
Gleichheitsgrundsatz im Steuerrecht verstieße,
können entkräftet werden. Für die Steuerbegün-
stigung der Stiftungs-Firma wird im Gegenzug
auf die Gewinnausschüttung verzichtet und der
Gewinn voll re-investiert. Die damit langfristig
verbundene Arbeitsplatzorientierung dient dem
Gemeinwohl. Damit ist eine steuerliche Sonder-

stellung in ähnlicher Weise wie bei gemeinnüt-
zigen Körperschaften gerechtfertigt. Da die Stif-
tungs-Firma allerdings nicht auf gemeinnützigen
Tätigkeiten im Sinne der Abgabenverordnung
verpflichtet ist, hat sie die anderen Steuern (wie
Gewerbesteuer, Mehrwertsteuer etc.) in gleicher
Weise zu zahlen wie alle Firmen.

Bei jeder steuerlichen Förderung kann Miss-
brauch auftreten. Die Gestaltung von Einkaufs-
preisen, Verkaufspreisen, Kreditkonditionen oder
Geschäftsführungsgehältern z.B. könnten bei
einer Stiftungs-Firma dazu führen, das Gewinne
verdeckt exportiert werden. Daher ist es sinn-
voll, dass eine kapitalmäßige oder personelle 
Verflechtung der Stiftungs-Firma mit gewinnori-
entierten Kapitalgesellschaften untersagt wird.
Die Gehälter der Geschäftsführung können auf
marktübliche Höhe begrenzt werden. 

Der hier vorgeschlagene Steuerausfall bei der
Körperschaftssteuer wird vermutlich aufgewogen
durch höhere Beschäftigungsquoten, die wieder-
um höhere Einkommenssteuern und geringere
Sozialkosten nach sich ziehen. Das wäre nachzu-
rechnen. Allerdings ist nicht allein die Betrach-
tung der steuerlichen Plus-Minus-Effekte ent-
scheidend. Die Förderung der unternehmerischen
Initiative, verbunden mit Förderung der Arbeits-
plätze, hat einen hohen gesellschaftlichen Wert
und politischen Rang.

Bedenken, dass die Förderung der Stiftungs-
Firma auf Dauer den gewinnorientierten Unter-
nehmen die Marktluft weg nehmen könnte, sind
sicher übertrieben. Falls das wider Erwarten doch
eintreten sollte, wäre es allerdings auch nicht
das Schlimmste. Denn der Bedarf der Bürger
nach Waren, Dienstleistungen und Arbeitsformen
sowie die freie Wahl unter diesen Möglichkeiten
hat immer Priorität. 

Sinn des Wirtschaftens

Die vorgeschlagene neue Stiftungs-Firma kann
dem gesellschaftliche Nachdenken neue Impulse
geben über den Sinn des Wirtschaftens in un-
serer sozialen Marktwirtschaft. 

Die neue Stiftungs-Firma steht zur Diskussion.


